
Beitrag aus dem ASYLMAGAZIN 8/2016, S. 245–251

Claudius Voigt

Die »Bleibeperspektive« 

Wie ein Begriff das Aufenthaltsrecht verändert

© Informationsverbund Asyl und Migration e. V., August 2016. Vervielfältigung und Nachdruck sind nur 
mit Genehmigung des Autors sowie des Informationsverbunds Asyl und Migration gestattet.

Haus der Demokratie und Menschenrechte  ⋅  Greifswalder Straße 4  ⋅  10405 Berlin  ⋅  kontakt@asyl.net  ⋅  www.asyl.net

ASYLMAGAZIN, Zeitschrift für Flüchtlings und Migrationsrecht

Das ASYLMAGAZIN liefert die wichtigsten Hintergrundinformationen zu den rechtlichen Fra‑
gen rund um die Themen Flucht und Migration: 

•	 Aktuelle Rechtsprechung und Länderinformationen, 
•	 Beiträge zu aktuellen rechtlichen Entwicklungen und Hinweise für die Beratungspraxis, 
•	 Nachrichten, aktuelle Stellungnahmen und Literaturhinweise. 

Das ASYLMAGAZIN erscheint im von Loeper Literaturverlag/Ariadne Buchdienst. Der Abonne‑
ment‑Preis beträgt 62 € für regelmäßig 10 Ausgaben pro Jahr. Ein Bestellformular und weitere 
Informationen zum Abonnenemt finden Sie unter 

http://www.ariadne.de/von‑loeper‑literaturverlag/zeitschriften/asyl‑magazin/

Dokumente, die sich zur Veröffentlichung im ASYLMAGAZIN eignen, senden Sie bitte an den 
Informationsverbund Asyl und Migration.

http://www.ariadne.de/von-loeper-literaturverlag/zeitschriften/asyl-magazin/


ASYLMAGAZIN 8/2016 245

Inhalt
1. Was steht im Gesetz?
2. Die Anwendung des Kriteriums in der Praxis
3. Herkunftsländer mit Schutzquoten von mehr als 50 %
4. Schutzquote gleich Bleibeperspektive – ein Trugschluss!
5. Auch in »Dublin-Fällen« besteht eine hohe Bleibeperspektive
6. Beispiel UMF: Schutzquote 90 %
7. Weitgehende Entrechtung bestimmter Gruppen  
8. Bestehende und neue Möglichkeiten für die Sicherung des Blei-

berechts

Bis zum Herbst 2015 existierte der Begriff »Bleibepers-
pektive« im aufenthaltsrechtlichen Wortschatz nicht. Ein-
geführt wurde die Wortschöpfung mit dem sogenannten 
Asylpaket I am 24. Oktober 20151 und hat seitdem einen 
rasanten Aufstieg hinter sich. Die Label »hohe« oder »ge-
ringe Bleibeperspektive« sind seitdem zum Instrument 
der Zuteilung von Teilhaberechten für Asylsuchende 
avanciert und bilden den Kern eines umfassenden Um-
baus des bundesdeutschen Migrations- und Flüchtlings-
managements.

Wie im Folgenden aufgezeigt wird, ist das Konstrukt 
der »Bleibeperspektive«, anders als dies in der öffentli-
chen Debatte vermittelt wird, keineswegs ein nach objek-
tiven Kriterien bestimmter Ausgangspunkt für die sinn-
volle Gewährung frühzeitiger Teilhabemöglichkeiten. 
Vielmehr führt erst die Verweigerung von Teilhabechan-
cen bestimmter Personengruppen dazu, dass sich deren 
Bleibeperspektive verschlechtert. Integration und somit 
das Erreichen eines rechtmäßigen und dauerhaften Auf-
enthalts werden verhindert.

Das Etikett »geringe« oder zumindest »nicht gute Blei-
beperspektive« führt zu Ausgrenzung und Exklusion – 
und wirkt äußerst subtil. Mögliche Auswirkungen sind im 
Kasten auf der rechten Seite aufgeführt. Die dort zitierten 
Auskünfte von Behördenseite sind schlicht falsch. Die ei-
spiele zeigen insgesamt, dass die Einteilung von Flüchtlin-
gen in bestimmte Gruppen und deren Hierarchisierung 
dazu führen kann, dass Behörden in vorauseilendem Ge-
horsam Etiketten verteilen und dadurch Zugänge zu In-
tegrations- und Teilhaberechten versperren. Vor diesem 

* Claudius Voigt arbeitet für das Projekt Q – Qualifizierung der Flücht-
lingsberatung bei der GGUA Flüchtlingshilfe in Münster. 

1 Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20.10.2015, BGBl. I Nr. 40, 
S. 1722 ff.

Hintergrund soll in diesem Beitrag eine Bestandsaufnah-
me der rechtlichen Rahmenbedingungen und der Her-
ausforderungen für die Beratungspraxis vorgenommen 
werden.

1. Was steht im Gesetz?

In den einschlägigen Gesetzen findet sich an keiner Stel-
le der Begriff der »Bleibeperspektive«. Vielmehr ist seit 
Oktober 2015 an unterschiedlichen Stellen das entschei-
dende Kriterium, ob bei einem oder einer Asylsuchenden 
»ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 
ist (…).« In Bezug auf Asylsuchende aus einem sicheren 
Herkunftsstaat nach § 29a Asylgesetz wird an diesen Stel-
len gesetzlich vermutet, »dass ein rechtmäßiger und dauer-
hafter Aufenthalt nicht zu erwarten ist.«

Beispiele aus der Beratungspraxis: 

Beispiel 1: Anfrage einer Mitarbeiterin der 
Übermittagsbetreuung (Ganztagsbetreuung) 
einer Grundschule: Sie habe ein Kind aus dem 
Kosovo in ihrer Gruppe. Kann das Kind weiter-
hin an der Übermittagsbetreuung und dem ge-
meinsamen Mittagessen teilnehmen, obwohl es 
keine »gute Bleibeperspektive« habe?

Beispiel 2: Anfrage einer ehrenamtlichen Bera-
terin: Der Mitarbeiter einer Ausländerbehörde 
habe gesagt, er könne leider keine Arbeitser-
laubnis mehr an einen Asylsuchenden aus Af-
ghanistan ausstellen, weil Afghanistan doch 
jetzt zu den »sicheren Herkunftsstaaten« mit 
geringer Bleibeperspektive gehöre.

Beispiel 3: Das BAMF lehnt die Zulassung zum 
Integrationskurs für eine Person ab, der es den 
subsidiären Schutz zuerkannt hatte und der von 
der Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaub-
nis für ein Jahr erteilt wurde. Begründung: Sie 
habe ja keine »gute Bleibeperspektive«. 
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Diese Formulierungen regeln aktuell die Möglichkeit 
für Asylsuchende, während des Asylverfahrens 

•	 zum Integrationskurs zugelassen werden zu können 
(§ 44 Abs. 3 AufenthG),

•	 eine frühzeitige Arbeitsförderung bereits in den ers-
ten Monaten des Aufenthalts in Anspruch nehmen 
zu können (§ 131 SGB III) und

•	 einen Freiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug absol-
vieren zu können (§ 18 Abs. 1 Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz – BFDG).

Es existiert an anderer Stelle aber auch die umgekehrte 
Formulierung – etwa in § 45a Abs. 2 AufenthG, der den 
Zugang zur neuen berufsbezogenen Deutsch-Sprachför-
derung regelt. Diese nämlich ist

»ausgeschlossen für einen Ausländer, der eine Auf-
enthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzt und 
bei dem ein dauerhafter und rechtmäßiger Aufent-
halt nicht zu erwarten ist. Bei einem Asylbewerber, 
der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a 
des Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht zu 
erwarten ist.«

Beide Formulierungen stellen die gesetzliche Vermutung 
auf, dass Menschen aus den vom Gesetzgeber als »sichere 
Herkunftsstaaten« eingestuften Ländern keinen rechtmä-
ßigen und dauerhaften Aufenthalt erwarten könnten.2

Allerdings ist zu beachten, dass auch eine gesetzliche 
Vermutung widerlegbar ist! Die Prognose eines recht-
mäßigen und dauerhaften Aufenthalts ist damit nicht 
entschieden – das Gesetz gibt hier zwar eine Richtung 
vor, aber keine endgültige Festlegung auf bestimmte Her-
kunftsstaaten oder sonstige Kriterien. In der Behörden-
praxis muss daher gewährleistet werden, dass in Einzelfäl-
len von der gesetzlichen Vermutung abgewichen werden 
kann.

In Zukunft (ab Inkrafttreten des Integrationsgesetzes3) 
werden weitere Regelungen eingeführt, die ebenfalls das 
oben genannte Kriterium des zu erwartenden rechtmäßi-
gen und dauerhaften Aufenthalts für die Gewährung von 
Teilhabe heranziehen: 

•	 Die Öffnung der Ausbildungsförderung (nicht: 
BAföG!) für Asylsuchende (§ 132 SGB III-E) und

•	 die Einführung verpflichtender Integrationskurse 
für Asylsuchende (§ 5b AsylbLG-E).

2 Aktuell vom deutschen Gesetzgeber als ‹sichere Herkunftsländer« 
eingestufte Länder gem. § 29a AsylG sind alle Mitgliedstaaten der EU, 
die afrikanischen Staaten Ghana und Senegal sowie die »Westbalkan-
staaten« Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Serbien, Montenegro, 
Albanien und Kosovo (vgl. Anlage II zum AsylG).

3 BT-Drs. 18/8615 vom 31.5.2016 mit Änderungen durch BT-Drs. 
18/9090 vom 6.7.2016.

Darüber hinaus gibt es eine kaum mehr zu überblicken-
de Vielzahl von Ausschlüssen und Sonderregelungen für 
Menschen aus den sogenannten »sicheren Herkunftsstaa-
ten«, die zu einer umfassenden Exklusion führen. 

2. Die Anwendung des Kriteriums in der 
Praxis

In der Gesetzesbegründung4 zum sogenannten Asyl-
verfahrensbeschleunigungsgesetz, in Kraft getreten am 
24. Oktober 2015, taucht erstmalig der Begriff der »Blei-
beperspektive« auf: Der Zugang zum Integrationskurs im 
Rahmen verfügbarer Plätze nach § 44 Abs. 4 S. 2 AufenthG 
etwa solle denjenigen Asylsuchenden eingeräumt werden,

»die eine gute Bleibeperspektive haben. Erfasst sind 
[…] Asylbewerber, die aus einem Land mit einer ho-
hen Anerkennungsquote kommen oder bei denen 
eine belastbare Prognose für einen erfolgreichen 
Asylantrag besteht.«5

Die Prognose eines rechtmäßigen und dauerhaften Auf-
enthalts – also die Bleibeperspektive – wird also gleich-
gesetzt mit der statistischen Anerkennungsquote im 
Asylverfahren oder einer wie auch immer gearteten indi-
viduellen Vorhersage eines erfolgreichen Asylantrags.

Gesetz und Gesetzesbegründung schweigen sich aller-
dings darüber aus, wie eben diese »belastbare Prognose 
für einen erfolgreichen Asylantrag« zustande kommen 
soll. Wenn die Intention des Gesetzes ernst genommen 
wird, Personen mit guter Bleibeperspektive einen mög-
lichst frühzeitigen Zugang zum Integrationskurs zu eröff-
nen, müsste das BAMF hier bei den meisten Asylsuchen-
den individuelle Vorprüfungen der Anträge vornehmen 
und sie bei guten Erfolgsaussichten an die Träger der Inte-
grationskurse weitervermitteln. Wie das BAMF dies leis-
ten soll, ist unklar und es überrascht daher nicht, dass das 
Amt die zweite Zugangsoption, nämlich die individuelle 
Prüfung der »belastbaren Prognose« gleich ganz weglässt. 
Nach einem Merkblatt des BAMF können zum Integra-
tionskurs lediglich Asylsuchende zugelassen werden, die 
aus Syrien, Eritrea, Irak oder Iran kommen.6 Andere Asyl-
suchende sind kategorisch ausgeschlossen. 

Damit schränkt das BAMF den Anwendungsbereich 
des § 44 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 AufenthG, der allen Asylsuchen-
den mit Aussicht auf einen rechtmäßigen und dauerhaften 

4 BT-Drs. 16/6185 vom 29.9.2015.
5 Ebd., S. 66 (Hervorhebung durch den Verfasser).
6 BAMF Merkblatt zum Integrationskurs für Asylbewerber, Geduldete 

und Ausländer mit Aufenthaltserlaubnis gemäß § 25 Abs. 5 AufentG 
– 630-121a -, 6.11.2015, abrufbar unter http://www.bamf.de/Shared-
Docs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Integrationskurse/Kursteil-
nehmer/Merkblaetter/630-121_merkblatt-Öffnung-Integrationskur-
se.html (zuletzt abgerufen am 18.7.2016).
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Aufenthalt den Zugang zu Integrationskursen eröffnet, in 
unzulässiger Weise ein. Vermutlich beruft sich das BAMF 
dabei auf eine Vorgabe der Bundesregierung, die eine gute 
Bleibeperspektive ausschließlich für Asylsuchende aus 
Herkunftsländern annimmt, deren Gesamtschutzquote 
im Asylverfahren bei mindestens 50 % liegt.7

Ähnlich handhabt es die Bundesagentur für Arbeit bei 
der frühzeitigen Arbeitsförderung nach § 131 SGB III.8

Dass es auch anders geht, zeigt das Bundesamt für Fa-
milie und zivilgesellschaftliche Aufgaben bei der Auswahl 
der Zielgruppen für den oben bereits erwähnten Frei-
willigendienst von Asylsuchenden mit Flüchtlingsbezug 
(deren gesetzliche Grundlage identisch formuliert ist!). In 
seinem Merkblatt zum Sonderprogramm Bundesfreiwilli-
gendienst mit Flüchtlingsbezug9 schließt es (entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben) nur Asylsuchende aus den 
so genannten »sicheren Herkunftsstaaten« aus, schränkt 
aber die Teilnahme ansonsten nicht auf bestimmte Her-
kunftsländer ein.

3. Herkunftsländer mit Schutzquoten von 
mehr als 50 %

Die genannte Vorgabe der Bundesregierung, wonach le-
diglich Asylsuchende aus Syrien, Eritrea, Iran und Irak 
eine gute Bleibeperspektive hätten, ist willkürlich – selbst 
gemessen am von der Regierung eingeführten Kriteri-
um einer Anerkennungsquote von mindestens 50 %. Im 
vergangenen Jahr hatten über die aufgeführten Länder 
hinaus zahlreiche weitere Herkunftsländer entsprechend 
hohe Anerkennungsquoten. Dass aus diesen anderen 
Staaten nur vergleichsweise wenige Asylsuchende kamen, 
kann kein Gegenargument sein. Vielmehr sollte bei ge-
ringen Zahlen die Ermöglichung von Teilhabe – etwa im 
Rahmen des Integrationskurses – doch erst recht selbst-
verständlich sein! Die Zahlen zeigen, dass sich individu-
elle Schutzgründe nicht mit den Mitteln der Wahrschein-
lichkeitsrechnung messen lassen. 

7 Antwort der Bundesregierung vom 12.10.2015 auf eine schriftliche 
Frage, abrufbar unter http://www.pothmer.de/fileadmin/media/MdB/
pothmer_de/151012-Antwort-BMI-gute-Bleibeperspektive-SF26-3.
pdf.

8 Weisung vom 19.11.2015 zur Inanspruchnahme von Übersetzungs-
diensten für nicht privilegierte Drittstaatsangehörige, abrufbar unter 
https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/docu-
ments/webdatei/mdaw/mdgw/~edisp/l6019022dstbai793681.pdf?_
ba.sid=L6019022DSTBAI793687 (S. 2).

9 Merkblatt zum Sonderprogramm Bundesfreiwilligendienst mit 
Flüchtlingsbezug, abrufbar unter https://www.bundesfreiwilligen-
dienst.de/fileadmin/de.bundesfreiwilligendienst/content.de/Service/
Downloads/Downloads2/Merkblatt_SK.pdf (zuletzt abgerufen am 
18.7.2016).

Nachfolgende Tabelle zeigt die offiziellen Zahlen 
des BAMF für Herkunftsstaaten mit mindestens 50 % 
Schutzquote:10

Herkunftsstaat Schutzquote in 
Prozent

Absolute Zahl

Portugal 50 1

Mauritius 100 2

Ruanda 56,2 18
Mexico 50 2
Nicaragua 50 1
Peru 66,7 2
Venezuela 57,1 4
Trinidad und Tobago 100 1
Myanmar 54,5 12
Nepal 53,3 8
Saudi Arabien 66,7 2
Usbekistan 58,3 7
Staatenlos 91,5 1.975
Staatsangehörigkeit 
ungeklärt 80,2 3.309

4. Schutzquote gleich Bleibeperspektive – 
ein Trugschluss!

Die Gleichsetzung von »Bleibeperspektive« und Schutz-
quote im Asylverfahren trägt in der Realität nicht. Auch 
wenn der Asylantrag abgelehnt werden sollte, besteht in 
vielen Fällen eine hohe Bleibeperspektive. Die Realität 
hält sich nicht an Statistiken. Menschen heiraten oder 
bekommen Kinder und damit ein familiäres Aufent-
haltsrecht; Menschen können aus bestimmten Gründen 
langfristig nicht abgeschoben werden und sind hier ir-
gendwann verwurzelt, was ihnen die Chance auf ein hu-
manitäres Aufenthaltsrecht eröffnet. Der Gesetzgeber hat 
in den letzten Jahren mit der Einführung der sogenannten 
Bleiberechtsregelungen nach § 25a und 25b AufenthG für 
Personen, die sich nachhaltig integriert haben, diese Rea-
lität anerkannt und ausdrücklich für geduldete Personen 
neue Aufenthaltsrechte geschaffen, um sinnvollerweise 
das Recht der Realität anzupassen. 

Offensichtlich haben Gesetzgeber und Bundesregie-
rung dies nun völlig ausgeblendet. Ein Blick in die Statis-
tik sollte helfen:

Nach Auskunft der Bundesregierung lebten Ende 2015 
in Deutschland knapp 546.000 Menschen mit einem ir-
gendwann einmal abgelehnten Asylantrag. Davon hatten 

10 BAMF: Antrags-, Entscheidungs- und Bestandsstatistik 2015. Abruf-
bar bei www.asyl.net unter »Arbeitshilfen/Statistiken«.
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jedoch mittlerweile 46,7 % ein unbefristetes Aufenthalts-
recht. Weitere 35,6 % hatten ein befristetes Aufenthalts-
recht und nur 17,7 % waren ausreisepflichtig bzw. im Be-
sitz einer Duldung.11 

Selbst von den Personen, deren Asylantrag noch im 
Jahr 2014 abgelehnt worden war und die sich am 31. De-
zember 2015 noch in Deutschland aufgehalten haben, 
verfügten gut 7.000 Menschen oder knapp 28 % mittler-
weile über einen rechtmäßigen Aufenthalt.12 Das heißt: 
Menschen können trotz einer vermeintlich geringen An-
erkennungsperspektive im Asylverfahren in einen recht-
mäßigen und dauerhaften Aufenthalt hineinwachsen und 
damit eine gute Bleibeperspektive haben.

Beispiel Afghanistan: Schutzquote 47,6 %, Bleibe-
wahrscheinlichkeit 91,8 % 

Asylsuchende aus Afghanistan stellten im Jahr 2015 die 
zweitgrößte Gruppe von Asylsuchenden in Deutschland 
dar. Von ihnen wurden knapp 32.000 Asylanträge ge-
stellt. Davon wurden im vergangenen Jahr knapp 6.000 
Asylanträge entschieden. Die Gesamtschutzquote betrug 
47,6 % – deshalb wird afghanischen Asylsuchenden von 
vornherein keine gute Bleibeperspektive zugeschrieben. 
Allerdings wurden nur 13,7 % (oder 819 Fälle) der Asyl-
anträge abgelehnt. Wo ist der Rest? Es handelt sich um 
»sonstige Verfahrenserledigungen«, also Rücknahmen 
oder Einstellungen der Verfahren aus formalen Gründen, 
ohne dass inhaltlich über die Anträge entschieden wurde. 
Diese machten 38,6 % (oder 2.305 Fälle) der Entscheidun-
gen aus. 

Zugleich gab es im Jahr 2015 gut 6.000 Übernahmeer-
suchen für afghanische Staatsangehörige im Rahmen des 
Dublin-Verfahrens an andere Dublin-Mitgliedsstaaten. 
Man kann also davon ausgehen, dass der ganz überwie-
gende Teil der formalen Verfahrenserledigungen im Jahr 
2015 mit der Zuständigkeit eines anderen Mitgliedsstaats 
zu erklären ist. Tatsächlich in einen anderen EU-Staat 
überstellt wurden jedoch lediglich 166 afghanische Staats-
angehörige – das entspricht einer Quote von 2,8 % bezo-
gen auf die Asylentscheidungen. Insgesamt wurden 178 
afghanische Staatsangehörige abgeschoben (inklusive der 
Dublin-Überstellungen), davon neun nach Afghanistan. 
309 Personen sind mit einer Rückkehrförderung nach Af-
ghanistan zurückgekehrt.13

11 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Die Linke, BT-Drs. 18/7800; Antwort auf Frage 23.

12 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Die Linke, BT-Drs. 18/7625, Antwort auf Frage 20.

13  Alle Zahlen entnommen aus Auskünften der Bundesregierung sowie 
Informationen des BAMF: Kleine Anfragen der Fraktion Die Linke, 
BT-Drucksache 18/7588; BT-Drucksache 18/7625; BAMF: Antrags-, 
Entscheidungs- und Bestandsstatistik 2015. 

Unter dem Strich bedeutet dies: Die bereinigte Schutz-
quote14 betrug im Jahr 2015 bei afghanischen Asylsuchen-
den 77.6 %. Wird die Zahl der Entscheidungen in ein Ver-
hältnis mit der Zahl der tatsächlich erfolgten freiwilligen 
Ausreisen sowie Abschiebungen gesetzt, kann darüber 
hinaus die »Bleibewahrscheinlichkeit«15 ermittelt werden. 
Diese betrug bezogen auf die Zahl der Asylentscheidun-
gen insgesamt sogar 91,8 %.

Zahl der Asylanträge afghanischer 
Asylsuchender 2015

31.902

Zahl der Entscheidungen 5.966
Gesamtschutzquote 2.842 (47,6 %)
Ablehnungen 819 (13,7 %)
Formale Entscheidungen 2.305 (38,6 %)
Bereinigte Schutzquote 77,6 %
Dublin-Übernahmeersuchen 6.008
Dublin-Überstellungen 166
Abschiebungen (inkl. 
Dublin-Überstellungen)

178 (davon nach 
Afghanistan: 9)

Geförderte freiwillige Ausreisen 309
Bleibewahrscheinlichkeit 91,8 %

Ähnliche Schlussfolgerungen lassen sich bei einem nähe-
ren Blick auf die offiziellen Statistiken auch in Bezug auf 
die Herkunftsländer Somalia und Ägypten ziehen:

Beispiel Somalia: Schutzquote 39,7 %, Bleibewahr-
scheinlichkeit 91,5 %

Zahl der Asylanträge 2015 5.392
Zahl der Entscheidungen 2.038
Gesamtschutzquote 809 (39,7 %)
Ablehnungen 183 (9 %)
Formale Entscheidungen 1.046 (51,3 %)
Bereinigte Schutzquote 81,6 %
Dublin-Übernahmeersuchen 1.300
Dublin-Überstellungen 147
Abschiebungen (inkl. 
Dublin-Überstellungen)

174 (davon nach 
Somalia: 0)

Bleibewahrscheinlichkeit 91,5%

14 Bereinigte Schutzquote: Quote, bei der nur die inhaltlichen Entschei-
dungen berücksichtigt werden, die formalen Entscheidungen also 
herausgerechnet werden (im vorliegenden Beispiel 2842 von 3661 
Entscheidungen).

15 Bleibewahrscheinlichkeit: Zahl der Entscheidungen abzüglich der 
tatsächlich erfolgten Abschiebungen und freiwilligen Ausreisen im 
Verhältnis zur Gesamtzahl der Entscheidungen.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/076/1807625.pdf
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Beispiel Ägypten: Schutzquote 42,2 %, Bleibewahr-
scheinlichkeit 96,3 % 

Zahl der Asylanträge 2015 1.077
Zahl der Entscheidungen 864
Gesamtschutzquote: 365 (42,2 %)
Ablehnungen 226 (26,2 %)
Formale Entscheidungen: 273 (31,6 %)
Bereinigte Schutzquote 61,8 %
Abschiebungen (inkl. Dublin-
Überstellungen):

32 (davon nach 
Ägypten: 7)

Bleibewahrscheinlichkeit: 96,3 %

5. Auch in »Dublin-Fällen« besteht eine hohe 
Bleibeperspektive

Selbst bei Asylsuchenden aus den vier »guten« Herkunfts-
ländern greifen noch Einschränkungen. Sie werden vom 
BAMF nur dann zum Integrationskurs zugelassen, wenn

»keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass nach 
unmittelbar geltenden europäischen Regeln (Dub-
lin III-Verordnung) Deutschland im Einzelfall nicht 
für die Durchführung des Asylverfahrens zuständig 
sein könnte«. 

Es könne

»durch einen vorgezogenen ›Dublin-Check‹ für ei-
nen Teil der Asylsuchenden mit einer Bescheinigung 
über die Meldung als Asylsuchender (BüMA) die für 
die Zulassung zum Integrationskurs erforderliche 
»gute Bleibeperspektive« früher als bisher beurteilt 
werden.«16

Nach offizieller Auffassung ist die »gute Bleibeperspekti-
ve« also vom Ausgang der anfänglichen Zuständigkeits-
prüfung im Rahmen eines Dublin-Verfahrens abhängig. 
Diese Auffassung übersieht jedoch, dass ein »Dublinbe-
scheid« nicht automatisch zu einer Aufenthaltsbeendi-
gung führt und ist statistisch keineswegs gedeckt. Nur in 
einem Bruchteil der Dublin-Fälle erfolgt nämlich tatsäch-
lich eine Überstellung, wie aus den folgenden Zahlen für 
das Jahr 2015 hervorgeht:17

16 Schreiben des BAMF vom 18.4.2016, abrufbar unter http://ggua.de/
fileadmin/downloads/integrationsgesetz/Antwort_BAMF_Integrati-
onskurse.pdf.

17 Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion 
Die Linke vom 22.2.2016, BT-Drucksache 18/7625.

Übernahmeersuchen an 
andere Mitgliedsstaaten

44.892

Zustimmungen 29.699
Erfolgte Überstellungen 3.597

Bleibewahrscheinlichkeit 
in Dublin-Fällen

87,9 % bezogen auf die Zahl 
der Zustimmungen
92 % bezogen auf die Zahl 
der Übernahmeersuchen

Ein »Dublin-Treffer« hat also keineswegs eine geringe 
Bleibeperspektive zur Folge. Integrationspolitisch ist es 
somit nicht ansatzweise nachvollziehbar, in Dublin-Fäl-
len die Teilhabemöglichkeiten zu verweigern. Denn die 
Menschen werden ganz überwiegend bleiben und nach 
Ablauf der Fristen in Deutschland ein Asylverfahren 
durchlaufen – mit den entsprechend hohen Anerken-
nungsquoten. 

Die einzige Erklärung für die genannten Einschrän-
kungen ist somit, dass hier entgegen aller Fakten die Fik-
tion eines funktionierenden Dublin-Systems am Leben 
erhalten werden soll. Dass viele »Dublin-Fälle« eine sehr 
gute Bleibeperspektive haben und ihr Ausschluss von den 
Integrationskursen daher unter integrationspolitischen 
Gesichtspunkten unsinnig ist, spielt dabei keine Rolle. 

6. Beispiel UMF: Schutzquote 90 %

Im vergangenen Jahr haben insgesamt 14.439 unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge (UMF) einen Asylantrag 
gestellt. Das BAMF hat 2.922 Entscheidungen getrof-
fen, dabei 192 Anträge abgelehnt und 101 Verfahren aus 
formalen Gründen eingestellt (z. B. Rücknahmen). Die 
Gesamtzahl der positiven Entscheidungen betrug da-
mit 2.629. Dies entspricht einer Gesamtschutzquote von 
90 % – im Durchschnitt aller Herkunftsstaaten.

Für einzelne exemplarische Herkunftsstaaten ergeben 
sich folgende Schutzquoten:18

Herkunftsstaat Schutzquote in 
Prozent

Absolute Zahl

Äthiopien 66,7 8
Guinea 100 12
Somalia 93,1 67
Afghanistan 88,5 361

Die Schutzquote von asylsuchenden UMF liegt somit 
deutlich über der jeweiligen allgemeinen Schutzquote. 

18 BAMF, statistische Daten zu unbegleiteten minderjährigen Kindern 
(jünger als18 Jahre), 31.12.2015.
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Die Bleibewahrscheinlichkeit liegt nochmals wesentlich 
über der Schutzquote, da unbegleitete Minderjährige 
nicht abgeschoben werden und zugleich mit Eintritt der 
Volljährigkeit selbst bei abgelehnten Asylanträgen häufig 
ihr Zugang zu einem Aufenthaltsrecht aus anderen Grün-
den besteht (z. B. § 25a) oder ein langfristiger Duldungs-
grund vorliegt.

Für UMF ist es besonders dramatisch, dass die Zugän-
ge zu Teilhabe und Integration allein vom Herkunftsstaat 
abhängen und die individuelle Bleibeperspektive voll-
ständig ignoriert wird. Besonders absurde Konsequenzen 
wird dies haben, wenn ab Inkrafttreten des Integrations-
gesetzes der Zugang zur Ausbildungsförderung nach dem 
SGB III auch für Asylsuchende geöffnet wird – wiederum 
mit der Einschränkung versehen, dass nur Personen mit 
»guter Bleibeperspektive« Anspruch auf die Förderung 
haben. Es ist nach den bisherigen Erfahrungen also davon 
auszugehen, dass dies Asylsuchenden aus Syrien, Eritrea, 
Iran und Irak vorbehalten bleiben wird – ungeachtet der 
extrem hohen Bleibeperspektive junger Menschen aus 
Staaten wie Afghanistan, Äthiopien oder Somalia.

Zur Veranschaulichung hier ein Beispiel, welches im 
Mai 2016 von einem Berater geschildert wurde:

Die Frage des Beraters lautete, wie ein eventueller Wider-
spruch gegen die Ablehnung der BAB-Leistungen begrün-
det werden könnte. Die Antwort musste leider so ausfal-
len, dass der junge Mann tatsächlich keinen Anspruch auf 
Ausbildungsförderung hat, weil er sich noch im Asylver-
fahren befindet und nicht zu den Gruppen zählt, denen 
eine gute Bleibeperspektive unterstellt wird – völlig un-
abhängig davon, dass er die Dauer seines Asylverfahrens 
nicht selbst beeinflussen kann und ungeachtet der Tat-
sache, dass er voraussichtlich viele Jahre, vielleicht sogar 
sein ganzes Leben, in Deutschland verbringen wird. 

Wenn der junge Mann seinen Lebensunterhalt wäh-
rend der Berufsausbildung nicht bestreiten kann, muss 
er nach der Logik des geltenden Rechts die Ausbildung 

abbrechen, um dann Sozialhilfeleistungen zu beziehen. 
Dies ist der politische Wille der Bundesregierung und der 
Großen Koalition und daran wird sich auch durch das 
sogenannte Integrationsgesetz nichts ändern. Politisch 
gewollt ist, dass Teilhabe für ihn ausgeschlossen wird. Er 
kann fünf Jahre warten und Hilfstätigkeiten ausüben, erst 
dann hätte er nach geltendem Recht einen Anspruch auf 
Ausbildungsförderung. 

7. Weitgehende Entrechtung bestimmter 
Gruppen  

Das Ziel der gegenwärtigen Politik ist erklärtermaßen das 
frühzeitige »Fördern und Fordern«19 – allerdings längst 
nicht für alle. Die Folge der aktuellen Gesetz- und Ver-
ordnungsgebung ist eine Art Dreiklassensystem: In der 
Hierarchie ganz oben sind die Asylsuchenden aus vier 
Herkunftsländern, denen eine gute Bleibeperspektive un-
terstellt wird. Diesen folgt auf mittlerer Ebene eine große 
Gruppe von Asylsuchenden, deren Bleibeperspektive we-
der gut noch schlecht ist. Um festzustellen, ob sie in den 
Genuss bestimmter Rechte kommen, müsste es eine Art 
Verfahren vor dem Asylverfahren geben, in dem eine Pro-
gnose über die Erfolgsaussichten ihrer Asylanträge erstellt 
wird. Da es ein solches Verfahren nicht gibt, kann diese 
Gruppe für die Dauer bis zur Entscheidungsfindung des 
BAMF die neu eröffneten Möglichkeiten der Integration 
nicht nutzen. Noch härter trifft es aber die auf unterster 
Ebene eingestufte Gruppe der Asylsuchenden aus den 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten, die von verschie-
denen Teilhaberechten systematisch ausgeschlossen wird. 
Diese Entrechtung erstreckt sich neben dem Ausschluss 
der Integration auf verschiedenste Bereiche: 

Betroffene haben die Pflicht, dauerhaft in Erstaufnah-
meeinrichtungen zu wohnen.Teilweise werden die Men-
schen sogar gezwungen, aus ihren kommunalen Wohnun-
gen in diese Einrichtungen umzuziehen. Kinder werden 
dadurch aus ihrer gewohnten Umgebung, aus Schule und 
Kindergarten herausgerissen. In einem besonders er-
schreckenden Bescheid aus Bayern ist in diesem Zusam-
menhang sogar von der »Konzentration« der Personen 
aus sicheren Herkunftsstaaten die Rede:

»Es besteht ein erhebliches öffentliches Interesse da-
ran, Ausländer aus sicheren Herkunftsstaaten mit 
geringer Bleibewahrscheinlichkeit in der für sie zu-
ständigen Aufnahmeeinrichtung zu konzentrieren. 
Dies dient unmittelbar der Verfahrensbeschleuni-

19 Eckpunkte Integrationsgesetz des Koalitionsausschusses vom 
13.4.2016, abrufbar unter: www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/pdf/Eck-
punkte_Integration_Gesetz.pdf; vgl. zudem Meldung der Bundesre-
gierung vom 8.7.2016: https://www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2016/05/2016-05-25-integrationsgesetz-beschlossen.html.

Beispiel aus der Beratungspraxis: 

Ein 18-jähriger äthiopischer Flüchtling mit Auf-
enthaltsgestattung hält sich seit 2014 in Deutsch-
land auf. Sein Asylantrag wurde im Juli 2014 
gestellt und die Anhörung erfolgte ebenfalls zu 
diesem Zeitpunkt. Ein Bescheid des BAMF liegt 
noch nicht vor. Er hat im Juli 2015 den Haupt-
schulabschluss erworben und im Augsut 2015 
mit Genehmigung der Ausländerbehörde. eine 
dreieinhalbjährige Ausbildung zum Elektriker 
begonnen. Ein Antrag auf Leistungen der Be-
rufsausbildungsbeihilfe (BAB) wird abgelehnt. 
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gung und damit dem öffentlichen Interesse an einem 
möglichst effizienten Einsatz öffentlicher Mittel. 
Dieser effiziente Mitteleinsatz ist angesichts des mas-
senhaften Zustroms von Ausländern unverzichtbar. 
Außerdem dient diese Vorgehensweise auch dazu, 
dem Ausländer möglichst zeitnah Klarheit über sei-
nen Asylantrag zu verschaffen.«20

Unter bestimmten Bedingungen unterliegen diese Perso-
nen kategorischen Arbeitsverboten.

Gegen Betroffene können Einreisesperren allein auf-
grund der Ablehnung ihres Asylantrags verhängt werden. 
Dies ist möglich, da Asylanträge von Asylsuchenden aus 
sicheren Herkunftsstaaten gemäß § 29a AsylG als »offen-
sichtlich unbegründet« abgelehnt werden müssen und 
das BAMF in solchen Fällen ein Einreiseverbot gem. § 11 
Abs. 7 S.1 Nr.1 AufenthG anordnen kann. Im übrigen 
werden solche Einreiseverbote wohl flächendeckend ohne 
erforderliche Ermessensausübung verhängt.21

Betroffene werden in der Praxis Asylschnellverfahren 
unterworfen, bei denen in der Anhörung kaum auf die in-
dividuellen Umstände eingegangen wird. 

8. Bestehende und neue Möglichkeiten für 
die Sicherung des Bleiberechts

Der Begriff der »geringen Bleibeperspektive« wie auch das 
Konstrukt der »sicheren Herkunftsstaaten« mit der da-
zugehörenden systematischen Entrechtung blenden aus, 
dass Bleibeperspektiven sich völlig unabhängig vom Aus-
gang des Asylverfahrens und vom Herkunftsland ergeben 
können: Aus den unterschiedlichsten Gründen wird es 
auch in Zukunft vorkommen, dass Menschen trotz der 
ihnen zugeschriebenen »geringen Bleibeperspektive« auf 
Dauer in Deutschland bleiben. 

Zu dieser Erkenntnis war der Gesetzgeber bei früheren 
Gelegenheiten auch wiederholt selbst gekommen. Ent-
sprechend sieht das Gesetz verschiedene Möglichkeiten 
eines langfristigen rechtmäßigen Aufenthalts trotz negati-
ven Ausgangs eines Asylverfahrens vor. Beispielhaft seien 
genannt:

•	 § 25 Abs. 5 AufenthG, wenn die Ausreise aus recht-
lichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich ist 
(z. B. wegen der Verwurzelung in Deutschland oder 
wegen Reiseunfähigkeit);

20 Bescheid der Regierung von Oberfranken vom 27.11.2015; laut dem 
Bayerischen Flüchtlingsrat wurde die Formulierung in mehreren Be-
scheiden im November und Dezember 2015 verwendet; s. Bayerischer 
Flüchtlingsrat vom 18.12.2015, abrufbar bei www.fluechtlingsrat-bay-
ern.de unter »Pressemitteilungen«. 

21 Vgl. ANA-ZAR 1/2016, S. 8 mit Hinweis auf entsprechende Textbau-
steine und Gerüstbescheide, abrufbar unter http://dav-auslaender-
und-asylrecht.de/diverse/ANA-ZAR.

•	 § 25a AufenthG für Jugendliche und junge Erwach-
sene nach vierjährigem Aufenthalt und positiver 
»Integrationsprognose«;

•	 § 25b AufenthG für Familien und Einzelpersonen 
nach sechs- bzw. achtjährigem Aufenthalt, wenn 
weitere Voraussetzungen erfüllt sind;

•	 § 23a AufenthG nach Ersuchen der Härtefallkom-
mission des jeweiligen Bundeslandes.

Besondere Bedeutung zur Entwicklung einer »Bleibeper-
spektive« wird zukünftig zudem die Duldung für eine 
Berufsausbildung erhalten. Diese Regelung (§ 60a Abs. 2 
Satz 4ff AufenthG-E) wird nämlich durch das demnächst 
in Kraft tretende so genannte »Integrationsgesetz« deut-
lich ausgeweitet:

•	 Künftig besteht ein Anspruch auf Erteilung der Dul-
dung für die Dauer der Ausbildung, wenn eine qua-
lifizierte Berufsausbildung aufgenommen wird (kein 
Ermessen mehr).

•	 Die Altersgrenze von 21 Jahren wird gestrichen;
•	 Personen aus den sogenannten »sicheren Herkunfts-

staaten« sind nicht mehr kategorisch ausgeschlos-
sen, sondern nur noch dann, wenn sie nach dem 31. 
August 2015 eingereist sind und erstmals registriert 
wurden, bereits einen Asylantrag gestellt haben und 
dieser schon abgelehnt wurde.

•	 Nach Abschluss der Ausbildung besteht künftig ein 
Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach dem neuen Abs. 1a des § 18a AufenthG für eine 
dem Abschluss entsprechende Beschäftigung (kein 
Ermessen mehr).

Die Anspruchsduldung für die Ausbildung wird in Zu-
kunft somit eine stichtagsunabhängige und ohne Vorauf-
enthaltszeiten geltende Form der Bleiberechtsregelung 
darstellen. 

All das heißt: Aus »geringen Bleibeperspektiven« kön-
nen oft genug hohe Bleibeperspektiven werden. Der Ge-
setzgeber selbst hat diese Weichen bewusst im Aufent-
haltsrecht eingebaut. Und derselbe Gesetzgeber scheint 
momentan die Existenz genau dieser Weichen auszublen-
den.

http://www.fluechtlingsrat-bayern.de/
http://www.fluechtlingsrat-bayern.de/
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